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HOCHWASSERKATASTROPHE: INSOLVENZSCHUTZ
FÜR BETROFFENE BETRIEBE SOLL LÄNGER GELTEN
Die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht für Betriebe, die von der Hochwasserkatastrophe in
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz betroffen sind, wird ausgeweitet. Laut einem aktuellen
Artikel des Handelsblattes hat sich die Regierungskoalition darauf geeinigt, dass die Pflicht, Insolvenz
zu beantragen, für vom Juli-Hochwasser geschädigte Unternehmen bis zum 31. Januar ausgesetzt
wird. Ursprünglich sah der Beschluss des Kabinetts nur eine Ausetzung bis zum 31. Oktober vor.

„PERSPEKTIVEN FÜR BETROFFENE UNTERNEHMEN SCHAFFEN“
Ziel der Ausweitung sei es, den Unternehmen in der Hochwasserregion Perspektiven zu schaffen,
heißt es in dem Handelsblatt-Artikel weiter. Das Medium zitiert in seinem Beitrag den
rechtspolitischen Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, Johannes Fechner: „Wer sein Hab und Gut
verloren hat, soll nicht auch noch Sorge um den Betrieb und den Arbeitsplatz haben.“ Der Bundestag
muss dem Beschluss noch zustimnmen. Das soll laut Handelsblatt in einer Sondersitzung in der
kommenden Woche erfolgen.
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